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Drucksache Nr« \ 221 


Antrag 

der Abgeordneten Eberhard, Euler und Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung vordringlicher Angelegenheiten auf dem Gebiete 
der Steuerberatung (Steuerberatungs-Notgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Bis zum Inkrafttreten eines Bundes- 
gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigten 
(Steuerberatungsgesetz) gelten die auf Grund 
der Abgabenordnung erlassenen Bestimmun- 
gen sowie die landesrechtlichen Bestimmun- 
gen auf dem Gebiete der Steuerberatung mit 
den sich aus diesem Gesetz ergebenden Än- 
derungen weiter. 

(2) Das Land Rheinland-Pfalz wird er- 
mächtigt, das Zulassungsverfahren für Steuer- 
berater bis zum Inkrafttreten des in Absatz 1 
bezeichneten Berufsgesetzes landesrechtlich 
zu regeln. 

§ 2 

Die Beruf sbezeidinung „Helfer in Steuer- 
sachen“ wird durch die Bezeichnung „Steuer- 
bevollmächtigter“ ersetzt. 

§ 3 

(1) Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte üben die Steuerberatung als freien Be- 
ruf unabhängig und eigenverantwortlich aus. 

(2) Die Ausübung der Steuerberatung ist 
kein Gewerbe. 

(3) Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte haben ihren Beruf gewissenhaft, ver- 


schwiegen und unter Verzicht auf standes- 
widrige Werbung auszuüben. 
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(1) Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte haben die Aufgabe, im Rahmen ihres 
Auftrages ihre Auftraggeber in Steuersachen 
zu beraten, sie zu vertreten und ihnen bei 
der Bearbeitung ihrer Steuerangelegenheiten 
und bei der Erfüllung ihrer steuerlichen 
Pflichten Hilfe zu leisten. Dazu gehört auch 
die Hilfeleistung in Steuerstrafsachen und 
bei der Erfüllung von Buchführungspflichten, 
die auf Grund von Steuergesetzen bestehen, 
insbesondere die Aufstellung von Bilanzen 
und deren steuerrechtliche Beurteilung. 

(2) Mit dem Beruf eines Steuerberaters und 
Steuerbevollmächtigten ist auch eine wirt- 
schaftsberatende, gutachtliche oder treuhän- 
derische Tätigkeit sowie die Erteilung von 
Bescheinigungen über die Beachtung steuer- 
rechtlicher Vorschriften in Vermögensüber- 
sichten und Erfolgsrechnungen vereinbar. 

(3) Steuerberater sind berechtigt, in Steuer- 
sachen als bevollmächtigte Vertreter gegen- 
über allen Finanz- und Steuerbehörden, 
Finanzgerichten und Verwaltungsgerichten 
tätig zu werden. 

(4) Steuerbevollmächtigte sind berechtigt, 
als bevollmächtigte Vertreter gegenüber allen 
Finanz- und Steuerbehörden tätig zu werden. 

(5) Für die in den §§ 107 und 107 a AO 
aufgeführten Personengruppen bleibt es bei 
der bisherigen Regelung. 
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§ 5 

(1) Der Tätigkeitsbereich erstreckt sich bei 

1 . Steuerberatern auf den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und auf Berlin (West), 

2. Steuerbevollmächtigten auf den Bereich der 
Örtlich zuständigen Oberfinanzdirektion. 

(2) Mit Erlaubnis einer benachbarten Ober- 
finanzdirektion darf ein Steuerbevollmäch- 
tiger von seiner beruflichen Niederlassung 
aus seine Tätigkeit auch in Orten des be- 
nachbarten Oberfinanzbezirks ausüben. 

§ 6 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte 
sind an eine Gebührenordnung gebunden, 
die die Bundesregierung durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates er- 
läßt. 


ter. Die Berufskammern der Steuerbevoll- 
mächtigten bilden eine Bundeskammer der 
Steuerbevollmächtigten. 

(2) Die Bundeskammern haben ihren Sitz 
am Ort der Bundesregierung. Sie sind Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts. 

(3) Die Vorstände der Bundeskammern 
werden von den Berufskammern gewählt. 
Im übrigen geben sich die Bundeskammern 
ihre Satzung selbst. Sie bedarf der Genehmi- 
gung durch die Aufsichtsbehörde. 

§ 11 

Die Bundeskammern haben die Aufgabe, 
die Belange des Berufsstandes für das ge- 
samte Bundesgebiet zu wahren und zu för- 
dern, insbesondere den Berufsstand gegen- 
über den Bundesorganen zu vertreten. 


§ 7 

(1) Die Steuerberater, die in einem Ober- 
finanzbezirk ihre berufliche Niederlassung 
haben, bilden eine Berufskammer der Steuer- 
berater. 

(2) Die Steuerbevollmächtigten, die in einem 
Oberfinanzbezirk ihre berufliche Niederlas- 
sung haben, bilden eine Berufskammer der 
Steuerbevollmächtigten. 

(3) Die Kammern sind Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. 

(4) Jede Kammer gibt sich ihre Satzung 
selbst. Die Satzung bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. 

§ 8 

(1) Die Berufskammern haben die Aufgabe, 
die beruflichen Belange der Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigten zu wahren und 
zu fördern. 

(2) Die Kammern führen die Aufsicht über 
die berufliche Tätigkeit der Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigten. 

(3) Die Kammern wirken in allen Angele- 
genheiten des Berufsstandes mit. 

§ 9 

Die Mitglieder sind nach Maßgabe der Sat- 
zung verpflichtet, Beiträge zu leisten. 

§ 10 

(1) Die Berufskammern der Steuerberater 
bilden eine Bundeskammer der Steuerbera- 


§ 12 

(1) Die Bundeskammer der Steuerberater 
und die Bundeskammer der Steuerbevoll- 
mächtigten werden zu einer nichtrechtsfä- 
higen Arbeitsgemeinschaft mit gemeinsamer 
Geschäftsstelle zur Behandlung gemeinsamer 
Fragen der beiden Berufsgruppen zusammen- 
geschlossen. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaft gibt sich ihre 
Satzung selbst. Die Satzung bedarf der Ge- 
nehmigung durch den Bundesminister der 
Finanzen. 

§ 13 

(1) Die oberste Landesbehörde führt die 
Aufsicht über die Berufskammern. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen führt 
die Aufsicht über die Bundeskammern. 

(3) Die Aufsichtsbehörde hat insbesondere 
darüber zu wachen, daß die Kammern ihre 
Aufgaben im Rahmen der geltenden Gesetze 
und der Satzung erfüllen. 

§ 14 

(1) Die erste Mitgliederversammlung jeder 
Berufskammer tritt spätestens am dreißigsten 
Tage nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zusammen. Sie wird durch die Oberfinanz- 
direktion mittels öffentlicher Bekannt- 
machung im Bundessteuerblatt Teil II ein- 
berufen. Der Oberfinanzpräsident führt bis 
zur Wahl des Präsidenten der Kammer den 
Vorsitz in der Mitgliederversammlung. 
Stimmberechtigt sind alle Personen, die beim 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes als Steuerberater 
oder endgültig zugelassene Steuerbevollmäch- 
tigte ihre berufliche Niederlassung im Ober- 
finanzbezirk gehabt haben. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung hat 
den Vorstand der Kammer zu wählen. 

§ 15 

(1) Die erste Mitgliederversammlung der 
Bundeskammer tritt spätestens am fünfzig- 
sten Tage nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes zusammen. Sie wird durch den Prä- 


sidenten der für die Bundeshauptstadt zu- 
ständigen Oberfinanzdirektion einberufen. 
Er führt bis zur Wahl eines anderen Vor- 
sitzenden den Vorsitz in der Mitgliederver- 
sammlung. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung hat 
den Vorstand der Bundeskammer zu wählen. 

§ 16 

Das Gesetz tritt am 

in Kraft. 


Bonn, den 24. März 1953 


Eberhard 

Jaeger (Essen) 

Dr. Blank (Oberhausen) 

Dannemann 

Juncker 

Dr. Hoffmann (Lübeck) 

Fassbender 

Kühn 

Dr. Hoffmann (Schönau) 

Dr. Friedrich 

Dr. Leuze 

Dr. Dr. Nöll von der Nahmer 

Frühwald 

Margulies 

Dr. Reif 

Funcke 

Mauk 

Revenstorff 

Gaul 

Dr. Miessner 

Dr. Schneider 

Dr. von Golitschek 

Frau Dr. Mulert 

Stahl 

Grundmann 

Onnen 

Stegner 

Dr. Hasemann 

Dr. Preiß 

Dr. Will 

Dr. Henn 

Rademacher 


Frau Hütter 

Rath 

Euler und Fraktion 
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